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  Folge einer Verständigung für die
Statthaftigkeit einer Haftbeschwerde

Leitsatz

  1. Eine Haftbeschwerde ist auch dann statthaft, wenn die Außervollzugsetzung des Haftbe-
fehls Teil einer Verständigung nach § 257c StPO war.(Rn.6)

  2. Das über die Haftbeschwerde entscheidende Beschwerdegericht ist an eine Verfahrensver-
ständigung nach § 257c StPO, in die die Haftfrage einbezogen war, gebunden.(Rn.8)

Verfahrensgang

vorgehend LG Saarbrücken, 17. Januar 2025, 6 KLs 51/24
nachgehend Verfassungsgerichtshof des Landes Berlin, 17. September 2025, 73/25, Beschluss

Tenor

  1. Die Beschwerde der Staatsanwaltschaft Saarbrücken vom 24. Januar 2025 gegen den
Beschluss des Landgerichts Saarbrücken – 6. Große Strafkammer – vom 17. Januar 2025
wird als unbegründet

  v e r w o r f e n.

  2. Die Kosten des Beschwerdeverfahrens und die dem Angeklagten insoweit entstande-
nen notwendigen Auslagen trägt die Landeskasse.

Gründe

  I.

1 Das Amtsgericht Saarbrücken erließ im vorliegenden Verfahren gegen den Angeklagten
am 8. Januar 2024 einen auf die Haftgründe der Flucht (§ 112 Abs. 2 Nr. 1 StPO), im Fal-
le seiner Ergreifung der Fluchtgefahr (§ 112 Abs. 2 Nr. 2 StPO), der Verdunkelungsgefahr
(§ 112 Abs. Nr. 3 StPO) sowie subsidiär der Wiederholungsgefahr (§ 112a Abs. 1 Satz 1
Nr. 2 StPO) gestützten Haftbefehl (7 Gs 26/24), in dem ihm zwei Fälle des Handeltreibens
mit Betäubungsmitteln in nicht geringer Menge zur Last gelegt werden.

2 Aufgrund erfolgter SIS-Ausschreibung wurde der Angeklagte am 26. April 2024 auf Les-
bos festgenommen, befand sich seitdem bis zu seiner am 25. Juli 2024 erfolgten Über-
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stellung von Griechenland nach Deutschland in Auslieferungshaft und im Anschluss hier-
an aufgrund des Haftbefehls in Untersuchungshaft.

3 Nach Erhebung der Anklage wegen der haftbefehlsgegenständlichen Taten kam es im
Hauptverhandlungstermin vor der 6. Großen Strafkammer des Landgerichts Saarbrü-
cken vom 17. Januar 2025 zu einer Verständigung zwischen Gericht und Verfahrensbe-
teiligten gemäß § 257c StPO, wonach die Kammer im Falle eines Geständnisses im Sin-
ne der Anklage keine geringere Strafe als drei Jahre und zwei Monate und keine höhere
Strafe als drei Jahre und sechs Monate verhängen und den Haftbefehl „bei einer Melde-
auflage 3 Mal wöchentlich“ außer Vollzug setzen wird. Nach geständiger Einlassung des
Angeklagten und Durchführung der Beweisaufnahme beantragte der Sitzungsvertreter
der Staatsanwaltschaft die Verhängung einer Gesamtfreiheitsstrafe von drei Jahren und
sechs Monaten sowie die Außervollzugsetzung des Haftbefehls. Sodann wurde der An-
geklagte wegen Handeltreibens mit Betäubungsmitteln in nicht geringer Menge in zwei
Fällen zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von drei Jahren und vier Monaten verurteilt und die
Anrechnung der Auslieferungshaft vom 26. April 2024 bis zum 25. Juli 2024 im Verhältnis
1:2 bestimmt. Im Anschluss hieran setzte die Kammer den Haftbefehl des Amtsgerichts
Saarbrücken vom 8. Januar 2024 außer Vollzug und wies den Angeklagten an, nach sei-
ner Entlassung aus der Haft festen Wohnsitz an seiner Meldeanschrift zu nehmen sowie
sich dreimal pro Woche, und zwar montags, mittwochs und freitags, bei der Polizeiin-
spektion Neunkirchen zu melden. Der Angeklagte wurde am selben Tag aus der Untersu-
chungshaft entlassen. Gegen das Urteil haben der Verteidiger des Angeklagten am 23.
Januar 2025 und die Staatsanwaltschaft am 24. Januar 2025 Revision eingelegt.

4 Ebenfalls am 24. Januar 2025 hat die Staatsanwaltschaft durch den zuständigen De-
zernenten gegen die Außervollzugsetzung des Haftbefehls Beschwerde eingelegt. Sie
meint, die Außervollzugsetzung des Haftfehls sei auf dem Boden der Aussage des Zeu-
gen KOK C., aufgrund derer sich die Kammer zwingend von der Verständigung hätte lö-
sen müssen, unverständlich, unvertretbar und willkürlich, weil die Meldeauflage nicht ge-
eignet sei, die Haftgründe der Flucht- und Wiederholungsgefahr auszuräumen.

5 Die Kammer hat der Beschwerde nicht abgeholfen. Die Generalstaatsanwaltschaft ist der
Beschwerde beigetreten.

  II.

6 1. Die Beschwerde der Staatsanwaltschaft gegen die Außervollzugsetzung des Haftbe-
fehls ist gemäß § 304 Abs. 1 StPO statthaft (vgl. Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, 67. Aufl.,
§ 116 Rn. 31) und auch im Übrigen zulässig (§ 306 Abs. 1 StPO). Dass auch die Außer-
vollzugsetzung eines Untersuchungshaftbefehls als zum Urteil dazugehöriger Beschluss
im Sinne des § 257c Abs. 2 Satz 1 StPO (vgl. § 268b StPO) grundsätzlich zulässiger Inhalt
einer Verständigung im Strafverfahren sein kann (vgl. BGH, Beschluss vom 3. Dezem-
ber 2013 – 2 StR 410/13, juris Rn. 14; Meyer-Goßner/Schmitt, a.a.O., § 257c Rn. 15c) und
der Sitzungsvertreter der Staatsanwaltschaft selbst die Außervollzugsetzung des Haftbe-
fehls vom 8. Januar 2024 beantragt hat, steht der Zulässigkeit der von der Staatsanwalt-
schaft gleichwohl gegen die Außervollzugsetzung des Haftbefehls eingelegten Beschwer-
de nicht entgegen. Vielmehr darf die Staatsanwaltschaft trotz vorangegangener Verstän-
digung und auch dann, wenn die angefochtene Entscheidung ihrem ausdrücklichen An-
trag entspricht, uneingeschränkt alle statthaften Rechtsmittel einlegen (vgl. OLG Düssel-
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dorf, Beschluss vom 6. Oktober 2010 – III-4 RVs 60/10, juris Rn. 10 f.; Meyer-Goßner/Sch-
mitt, a.a.O., § 257c Rn. 32, Vor § 296 Rn. 16, Vor § 312 Rn. 1e).

7 2. Die Beschwerde ist aber bereits deshalb unbegründet, weil die durch den angefochte-
nen Beschluss erfolgte Außervollzugsetzung des Haftbefehls des Amtsgerichts Saarbrü-
cken vom 8. Januar 2024 unter der Anweisung einer Meldepflicht von dreimal pro Woche
zulässiger Gegenstand der Verständigung im Strafverfahren war und der Senat als Be-
schwerdegericht hieran gebunden ist. Maßgeblich hierfür sind folgende Erwägungen:

8 a) Gemäß § 257c Abs. 4 StPO ist das Tatgericht – abgesehen von den in § 257c Abs. 4
Satz 1 und 2 StPO geregelten Ausnahmefällen – an eine Verständigung, die vor ihm
stattgefunden hat, gebunden (vgl. BVerfG NStZ 2016, 422, 424; BGH NStZ 2017, 373,
374; OLG Nürnberg, Beschluss vom 29. Februar 2012 – 1 St OLG Ss 292/11, juris Rn. 12;
Löwe-Rosenberg/Stuckenberg, StPO, 27. Aufl., § 257c Rn. 25, 63; Meyer-Goßner/Sch-
mitt, a.a.O., § 257c Rn. 25a). Die dem Gericht eingeräumte Befugnis, sich unter den
§ 257c Abs. 4 Satz 1 und 2 StPO geregelten Voraussetzungen von der Bindung durch die
Verständigung zu lösen, tritt nicht kraft Gesetzes von selbst ein, sondern erfordert ei-
ne dahingehende gerichtliche Entscheidung (vgl. BGH, Urteil vom 21. Juni 2012 – 4 StR
463/11, juris Rn. 14). Die Entscheidung über das Abweichen von der Verständigung ist
nach § 257c Abs. 4 Satz 4 StPO unverzüglich mitzuteilen, um dem Angeklagten und den
weiteren Verfahrensbeteiligten – insbesondere mit Blick auf das mit dem Entfallen der
Bindung des Gerichts an die Verständigung gemäß § 257c Abs. 4 Satz 3 verknüpfte Ver-
wertungsverbot für ein im Zuge der Verständigung abgelegtes Geständnis des Angeklag-
ten – die Möglichkeit zu geben, ihr Prozessverhalten auf die neue Verfahrenslage ein-
zurichten (vgl. Entwurf der Bundesregierung für ein Gesetz zur Regelung der Verständi-
gung im Strafverfahren, BT-Drucks. 16/12310 S. 15; BGH, a.a.O.).

9 b) Da das Landgericht sich im vorliegenden Fall nicht von der Bindung durch die Ver-
ständigung gelöst hat und die Außervollzugsetzung des Haftbefehls Teil und zulässiger
Gegenstand der Verständigung war, war das Landgericht bereits aufgrund seiner Bin-
dung an die Verständigung nicht befugt, im Rahmen der ihm nach § 306 Abs. 2 StPO ob-
liegenden Entscheidung der Beschwerde der Staatsanwaltschaft abzuhelfen. Die Ent-
scheidungsbefugnis des Senats, der als Beschwerdegericht im Umfang des Rechtsmittels
grundsätzlich an Stelle des Erstgerichts selbst entscheidet (vgl. Löwe-Rosenberg/Matt,
StPO, 26. Aufl., § 309 Rn. 7), geht nicht über diejenige des Landgerichts hinaus, so dass
auch er an die Verständigung gebunden ist.

10 aa) Der Senat verkennt nicht, dass nach ganz überwiegender Auffassung in Rechtspre-
chung und Literatur nur das Tatgericht, bei dem die Verständigung erfolgte, nicht aber
die Rechtsmittelgerichte und das Gericht, an das die Sache nach § 354 Abs. 2, Abs. 3
StPO zurückverwiesen wurde, an die Verständigung gebunden sind (vgl. BGH NStZ-
RR 2013, 373; NStZ 2017, 373, 374; Löwe-Rosenberg/Stuckenberg, StPO, 27. Aufl.,
§ 257cRn. 63 f.; MüKoStPO/Jahn, 2. Aufl., § 257c Rn. 148; Meyer-Goßner/Schmitt, a.a.O.,
§ 257c Rn. 25a; a.A.: SK-StPO/Velten, 5. Aufl., § 257c Rn. 29: Bindung für das gesamte
Erkenntnisverfahren bis zu dessen rechtskräftigem Abschluss). In der Gesetzesbegrün-
dung zu § 257c Abs. 4 StPO heißt es insoweit lediglich, dass weder Berufungsgericht und
Revisionsgericht noch das Gericht nach Zurückverweisung an die Verständigung gebun-
den sind (vgl. BT-Drucks. 16/12310 S. 15). Ebenso wie § 257c Abs. 4 Satz 3 StPO in al-
len Fällen, in denen die Bindung des Tatgerichts entfällt, als Ausfluss des Rechts des An-
geklagten auf ein faires Verfahren (Art. 2 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 Satz 1, Art. 20 Abs. 3 GG,
Art. 6 Abs. 1 Satz 1 EMRK) ein Verbot des vom Angeklagten in Vorleistung abgelegten
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Geständnisses zu Beweiszwecken anordnet (vgl. MüKoStPO/Jahn, a.a.O., § 257c Rn. 172),
nehmen Rechtsprechung und Literatur als Kehrseite des Fehlens der Bindungswirkung
des Rechtsmittelgerichts an die in der Vorinstanz erfolgte Verständigung allerdings hin-
sichtlich des Geständnisses des Angeklagten ein Beweisverwertungsverbot an. Dem-
entsprechend hält es die überwiegende Auffassung in Rechtsprechung und Literatur in
den Fällen einer – jedenfalls auch – zu Ungunsten des Angeklagten eingelegten Beru-
fung oder Revision der Staatsanwaltschaft mit Blick auf den Grundsatz des fairen Verfah-
rens für geboten, hinsichtlich des Geständnisses des Angeklagten ein Verwertungsver-
bot jedenfalls dann anzunehmen, wenn das neue Tatgericht (Berufungsgericht oder nach
Zurückverweisung zur Entscheidung berufenes Tatgericht) über die vom ersten Tatge-
richt, bei dem die Verständigung stattgefunden hat, zugesagte Strafrahmenobergrenze
hinausgehen will (vgl. BGH NStZ 2017, 373, 375; NStZ 2023, 310, 312 f.; vgl. auch BGH
StraFo 2024, 67, 68 für den Fall der Revision der Nebenklage; OLG Düsseldorf, Beschluss
vom 6. Oktober 2010 – III-4 RVs 60/10, juris Rn. 11 ff.; OLG Karlsruhe NStZ 2014, 294,
295; MüKoStPO/Jahn, a.a.O., § 257c Rn. 177 ff.; KK-StPO/Moldenhauer/Wenske, 9. Aufl.,
§ 257c Rn. 41 ff.; Meyer-Goßner/Schmitt, a.a.O., § 257c Rn. 29b).

11 bb) Die Frage einer Bindungswirkung der Verständigung für das Beschwerdegericht fin-
det hingegen weder in der Gesetzesbegründung Erwähnung noch haben sich – soweit er-
sichtlich – Rechtsprechung und Literatur mit dieser Frage bislang befasst. Insbesonde-
re ist die vorliegende Fallgestaltung, in welcher die Außervollzugsetzung eines Haftbe-
fehls in dem gemäß § 268b StPO ergangenen Beschluss Teil der vorausgegangenen Ver-
ständigung nach § 257c StPO gewesen ist und die Staatsanwaltschaft gegen diesen Be-
schluss Beschwerde eingelegt hat, bisher – soweit ersichtlich – nicht Gegenstand einer
gerichtlichen Entscheidung gewesen. Diese Fallkonstellation unterscheidet sich von den
vorstehend geschilderten Fallgestaltungen dadurch, dass sich der Angeklagte auch im
Falle der Verneinung einer Bindungswirkung der Verständigung für das Beschwerdege-
richt an seinem im Vertrauen auf die Bindungswirkung der Verständigung (§ 257c Abs. 4
StPO) abgegebenen Geständnis festhalten lassen müsste. Denn der dringende Tatver-
dacht, der vom Beschwerdegericht auch im Falle einer von der Staatsanwaltschaft gegen
die Außervollzugsetzung eines Haftbefehls eingelegten Beschwerde zu prüfen ist (vgl.
KG, Beschluss vom 18. November 2022 – 3 Ws 300/22, juris Rn. 10 m.w.N.; Meyer-Goß-
ner/Schmitt, a.a.O., § 116 Rn. 31), ist im Falle einer – wie hier – nach abgeschlossener
Beweisaufnahme erfolgten erstinstanzlichen Verurteilung in aller Regel bereits durch das
verurteilende Erkenntnis hinreichend belegt und die Nachprüfung durch das Beschwer-
degericht hat sich darauf zu beschränken, ob die Entscheidung auf die in der Hauptver-
handlung gewonnenen wesentlichen Tatsachen gestützt ist und auf einer vertretbaren
Bewertung des Beweisergebnisses beruht (vgl. KG, a.a.O., juris Rn. 12; Senatsbeschluss
vom 6. November 2024 – 1 Ws 216/24 –). Die Möglichkeit, den Bruch des Vertrauens des
Angeklagten auf die Bindungswirkung der Verständigung durch die Annahme der Unver-
wertbarkeit seines auf der Verständigung beruhenden Geständnisses auszugleichen, hat
der Senat als Beschwerdegericht daher nicht. Im Übrigen würde die Annahme der Unver-
wertbarkeit des Geständnisses des Angeklagten durch das Beschwerdegericht die Ge-
fahr von Wertungswidersprüchen mit der noch ausstehenden Revisionsentscheidung des
Bundesgerichtshofs begründen. Daher gebietet es der Grundsatz des fairen Verfahrens
für den Fall, dass – wie hier – die Außervollzugsetzung eines Haftbefehls Bestandteil ei-
ner Verständigung zwischen dem erkennenden Gericht und den Verfahrensbeteiligten
nach § 257c StPO ist und die Staatsanwaltschaft gegen die aufgrund der Verständigung
erfolgte Außervollzugsetzung des Haftbefehls Beschwerde einlegt, eine Bindungswirkung
nicht nur des erkennenden Gerichts, sondern auch des Beschwerdegerichts an die Ver-
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ständigung und damit auch an die Außervollzugsetzung des Haftbefehls als Bestandteil
der Verständigung anzunehmen.

12 Die Kostenentscheidung beruht auf § 473 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1 StPO.
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